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Der Bundesminister Bonn, den 29. August 1953 

für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

III A 9-3696-247/53 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rapsbeimischung und Verrechnung 

Bezug: Große Anfrage der Abgeordneten Dannemann, 
Dr. Frey, Tobaben, Lampl, Hoffmann (Lindlar) 
und Genossen - Nr. 4352 der Drucksachen - 


Ich beehre mich, im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Herrn Bundesminister der Finanzen zu 
obiger Anfrage wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Ziffer 1: 

Zweifellos hat der Erlaß der Verordnung 
über die Beimischung inländischen Rüböls 
und Fcintalgs eine bedauerlidie Verzögerung 
erfahren. Es sollte aber nicht übersehen wer- 
den, daß für die Einführung der Beimi- 
schungspflicht wesentliche Schwierigkeiten 
aus der Fassung des im Juli 1952 verabschie- 
deten Änderungsgesetzes zum Milch- und 
Fettgesetz selbst entstanden sind. Nach § 17 a 
des Gesetzes konnte die Bcimdschungspflicht 
den Fabriken nur auferlcgt werden, „soweit 
dies möglich ist, ohne die Preisbildung we- 
sentlich zu beeinflussen“. Deshalb waren von 
vornherein erhebliche Einwendungen nicht 
nur von seiten der Fabriken, sondern auch 
im Bundeskabinett und im Bundesrat zu er- 
warten. Im Hinblick hierauf habe ich ver- 


sucht, in Besprechungen mit den Industrien 
noch Anfang August zu einer Regelung der 
Bcimisdiung auf freiwilliger Basis zu kom- 
men, die jedoch scheiterte, weil ein die Aus- 
senseiter cinschließendes Übereinkommen 
nicht für möglich gehalten wurde. Angesichts 
diese r Sachlage hielt es das Bundeskabinett 
für unerläßlich, zur Vorbereitung der Ver- 
ordnung zunächst zu prüfen, ob die Einfüh- 
rung der Beimischungspflicht Rückwirkungen 
auf den Margarinepreis haben würde und ge- 
gebenenfalls welche. 

Bei dieser Prüfung ergaben sich hinsichtlich 
der voraussichtlichen preislichen Auswirkun- 
gen der Beimischung sachliche Meinungsver- 
schiedenheiten auch zwischen den beteiligten 
Ressorts. Die Verabschiedung der Verord- 
nung durch das Kabinett konnte daher erst 
im Januar 1953 vorgenommen werden. Da 
auch bei der Beratung der Verordnung im 
Bundesrat noch Änderungen der vom Kabi- 
nett beschlossenen Fassung verlangt wurden, 
war die Verkündung im Bundesanzeiger erst 
am 28. Februar 1953 möglich. 
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Zu Ziffer 2: 

Selbstverständlich ist durch den verspäteten 
Erlaß der Verordnung den Erzeugern der Ab- 
satz der Rapsernte erschwert worden. Ande- 
rerseits wäre aber auch dann, wenn die Ver- 
ordnung bereits im Herbst 1952 erlassen wor- 
den wäre, die Industrie nur verpflichtet ge- 
wesen, den Erzeugern monatlidi jeweils die 
geringen zur Durchführung der 5 Voigen Bei- 
mischung erforderlichen Rapsmengen abzu- 
nehmen. Eine sofortige Übernahme der gan- 
zen Rapsernte konnte in keinem Falle ver- 
langt werden. Dies wird vielfach übersehen. 

Bei einer Gesamternte von rd. 50 000 t Raps 
(= 19 000 t Rüböl) wurden bis Anfang Juni 
1953 rd. 36 000 t von den Ölmühlen über- 
nommen. Außerdem wurden von der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Fette im Juni 
8 500 1 Raps und im Juli weitere 5 500 t über- 
nommen, die für die Einlagerung zu Rüböl 
verarbeitet worden sind. Mit den übernom- 
menen Rapsmengen (36 000 t + 8 500 t + 
5 500 t = 50 000 t) ist die Ernte 1952 unter- 
gebracht. 

40 000 t Raps, d. h. rd. V5 der Gesamternte, 
hatten Genossenschaften, Handel und Ölmüh- 
len bereits im Herbst 1952 auf Lager genom- 
men und den Erzeugern teils bevorschußt, 
teils kreditiert. 

Die Margarineindustrie hat mit dem Einkauf 
von Rüböl bei den Ölmühlen erst nach Erlaß 
der Beimischungsverordnung begonnen. Zur 
Herstellung von Margarine sind von ihr In 
den Monaten März bis Juni 1953 rd. 5 500 t 
Rüböl verwendet worden. Damit hat sie ihre 
Beimisdiungspflicht im Durchschnitt erfüllt. 

Ich habe angeordnet, daß die Fabriken hin- 
sichtlich der Einhaltung ihrer Beiniischungs- 
pflicht laufend kontrolliert werden. Soweit 
einzelne Fabriken die Beimischung nicht im 
vorgeschriebenen Umfange durchgeführt hat- 
ten, sind Ihnen entsprechende Auflagen er- 
teilt worden. Ich bin jedoch nicht in der Lage, 
die Fabriken zur Übernahme größerer Men- 
gen Rüböls zu verpflichten, als zur Durch- 
führung der vorgeschriebenen 5 Voigen Bei- 
mischung von ihnen jeweils benötigt werden. 
Meine mehrfachen Bemühungen, die Marga- 
rinefabriken zur Abnahme größerer Mengen 
zu bewegen, sind leider fehlgeschlagen. 

Zu Ziffer 3 a: 

Bei der Margarinesubventionierung Ist für die 
Errechnung des Subventionsbetrages ln jedem 


Falle der Wiederbeschaffungspreis der von 
den Margarinefabriken zur Margarineherstel- 
lung verwendeten Raffinate zu Grunde ge- 
legt worden, und zwar auch dann, wenn die 
Raffinate schon vor dem 1. Februar 1951 
angeschafft waren. Die Gründe hierfür lie- 
gen In folgendem: 

Durch die Subventionszahlungen sollte er- 
reicht v/erden, daß die Margarinefabriken, die 
ihre Margarineverkaufspreise trotz steigender 
Raffinatspreise nicht heraufsetzen konnten, 
in die Lage versetzt wurden, die verbrauchten 
Raffinate baldmöglichst und ohne Verlust 
wieder zu beschaffen. Also mußte ihnen 
zwangsläufig durch die Subventionierung die 
Differenz zwischen dem dem Höchstpreis für 
Margarine entsprechenden Raffinatspreis und 
den höheren Raffinatspreisen ersetzt werden, 
die zur Zeit des Verkaufes der Margarine 
tatsächlich galten. So mußte auch dann ver- 
fahren werden, wenn die Fabriken zur Her- 
stellung von Margarine ihre am 1 . Februar 1951 
noch vorhandenen alten Raffinatsbestände 
verwendet hatten. Normalerweise wurden die 
Einnahmen, die die Fabriken aus dem Ver- 
kauf der Margarine und aus den Subventio- 
nen hatten, ja auch durch die Wiederbesch f- 
fung der Raffinate wieder aufgezehrt. So- 
lange der Preisanstieg für Raffinate anhielt, 
reichten die Subventionen nicht einmal zur 
vollen Deckung des Wlederbeschaffungsprei- 
scs aus. Schon aus diesem Grunde kann von 
Sondereinnahmen der Margarinefabriken aus 
der Subventionierung nicht die Rede sein. 

Wären bei der Subventionsberechnung die am 
1. Februar 1953 bei den Margarinefabriken 
vorhandenen Raffinatsbestände nur mit Ihrem 
Anschaffungspreis berücksichtigt worden, so 
hätte das bedeutet, daß der Industrie von 
Staats wegen zugcniutet wurde, von Ihrer 
Substanz zu zehren. Dies sollte aber gerade 
durch die Subventionierung vermieden wer- 
den. 

Zu Ziffer 3 b: 

Bei Beginn und in der ersten Hälfte der Sub- 
ventionszeitraumes war nicht vorhersehbar, 
daß ein größerer Teil der zur Margarlnehcr- 
Stellung verbrauchten und subventionierten 
Raffinate von den Fabriken erst nach Mona- 
ten wieder beschafft werden würde und daß 
die Wiederbeschaffung dann zu erheblich ge- 
sunkenen Preisen erfolgen konnte. 

Nachdem Im Mai 1951 ein anhaltendes Nach- 
lassen der Preise erkennbar geworden war 
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und sich hcrausgestellt hatte, daß bei einer 
größeren Zahl von Fabriken erhebliche 
Rückstände in der Wiederbeschaffung ent- 
standen waren (Unterdeckung), wurden von 
der Bundesregierung am 1, Juni 1951 die Sub- 
ventionszahlungen vorläufig eingestellt, um 
zu verhüten, daß es insbesondere im Hinblick 
auf die Unterdeckung zu Überzahlungen kam. 
Die endgültige Einstellung der Subventionie- 
rung wurde für den 30. Juni 1951 ins Auge 
gefaßt und eine Verordnung über die Auf- 
hebung derHöchslpreise für diesen Zeitpunkt 
vorbereitet. Gleichzeitig wurde von den Fa- 
briken die Verpflichtung zur sofortigen Ab- 
rechnung der bisher gezahlten Subventionen 
auf der Basis ihrer tatsächlichen Wiederbe- 
schaffungspreise gefordert. Damit sollte jede 
Möglichkeit zur Erzielung von Sonderein- 
nahmen abgeschnitten werden. 

Um eine sofortige Abrechnung auch für die 
Unterdeckung zu ermöglichen, wurde mit 
Billigung des BundesreAnungshofes gefor- 
dert, daß diese von den Fabriken zu den bei 
Beendigung der Subventionierung (30. Juni 
1951 =X. Subventionsphase) geltenden Prei- 
sen durchgeführt werden solle. Dabei konnte 
nicht vorausgesehen . werden, ob die Raffi- 
natspreise nach dem 30. Juni 1951 weiter fal- 
len oder wieder anstelgen würden. Tatsäch- 
lich sind sie ab Ende August vorübergehend 
wieder angestiegen. Nur mit erheblichen Be- 
denken und unter dem Druck der vom Herrn 
Bundesminister der Finanzen verfügten Zah- 
lungseinstellung haben die Fabriken die Ver- 
pflichtungserklärung vom 23. Juni 1951 ab- 
gegeben, durch die diese Abrechnungsbasis 
verbindlich festgelegt worden Ist. 

Es besteht keine reditliche Möglichkeit, Im 
Hinblick darauf, daß die Subventionierung 
nachträglich bis zum 14. September 1951 ver- 
längert werden mußte und daß die Raffinats- 
preise bis dahin zeitweilig unter den Preis 
vom 30. Juni 1951 sanken, von den Fabriken 
jetzt eine Abrechnung zu einem niedrigeren 
als diesem Preis zu verlangen. 


Zu Ziffer 3 c; 

Die nachträgliche Ausdehnung der Subventi- 
onierung über den 1. Juli 1951 hinaus war — 
wie bereits erwähnt — der Bundesregierung 
nicht erwünscht. Sie war aber unvermeidbar, 
nachdem die Verordnung über „Preise für 
Margarine, Kunstspeisefette sowie feste Spei- 


sefette“, durch die der Margarinehöchstpreis 
aufgehoben wurde, vom Bundesrat erst im 
August 1951 beraten wurde und daher erst 
unter dem 19. August 1951 verkündet und 
zum 15. September 1951 In Kraft gesetzt wer- 
den konnte. 

Vorteile dürften den Fabriken daraus aber 
nicht entstehen, da die Subventionen von 
Ihnen auf der Basis ihrer tatsächlichen Raffi- 
nateinkaufspreise abgerechnet werden müs- 
sen. 

Zu Ziffer 4 und 6: 

Es war der Wunsch der Bundesregierung, daß 
die Flnalabredinung bereits im Juli 1951 
durchgeführt werden sollte. Nach Beginn der 
Abrechnungsarbeiten ergaben sich jedoch eine 
Reihe unvorhergesehener Schwierigkeiten. Sie 
waren zum Teil darin begründet, daß sowohl 
die Margarinefabriken wie die Ölmühlen ab- 
zurechnen hatten und daß die Abrechnungen 
miteinander abgestimmt werden mußten. 
Ferner entstanden Zweifel hinsichtlich der 
Auslegung und Anwendung der Verpflich- 
tungserklärungen vom 23. Juni 1951, deren 
Tragweite, insbesondere hinsichtlich des fi- 
nanziellen Ergebnisses der Finalabrechnung, 
zunächst nicht übersehbar war. Auf gemein- 
samen Beschluß der beteiligten Ressorts und 
des Bundesrechnungshofes wurde deswegen 
zunächst die Deutsche Revisions- und Treu- 
hand-AG beauftragt, Gutachten über die in 
diesem Zusammenhang entstandenen Fragen 
zu erstatten und im Anschluß daran Richt- 
linien für die Durchführung der Finalabrech- 
nung bei den Margarinefabriken und den Öl- 
mühlen auszuarbeiten. 

Das Gutachten und die von der Treuhand 
für die Abrechnung aufgestellten Grundsätze 
gaben Anlaß zu nochmaligen Besprechungen 
mit den anderen Ressorts und aucii mit Ver- 
tretern der beiden Industrien, so daß erst im 
Januar d. J. die Margarineindustrie und die 
Ölmühlen zur Erstellung der Abrechnungen 
gemäß den hierfür aufgestellten Grundsätzen 
aufgefordert werden konnten. Die Klärung 
verschiedener bei der praktischen Durchfüh- 
rung der Abrechnung noch aufgetretencr 
Zweifelsfragen machte die Änderung bzw. Er- 
gänzung der vorerwähnten Grundsätze er- 
forderlidi. Hieraus ergab sich die Notwendig- 
keit, die für die Vorlegung der Abrechnun- 
gen gesetzte Frist bis zum 31. Juli 1953 zu 
verlängern. 
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Zu Ziffer 5: 

Von insgesamt 93 Margarinefabriken haben 
bisher 63 ihre Finalabredinung vorgelegt, da- 
runter befindet sich die Margarine-Union 
mit rd. 50% des deutschen Produktionsvo- 
lumens. Die Margarine-Union hat aus der 
Finalabrechnung bereits 5,6 Mio DM an den 
Bund abgeführt. 

Sollten einzelne Fabriken die Vorlegung der 
Abrechnung verweigern, so beabsiditige ich 
die Vorlage zu erzwingen. 

Über das finanzielle Gesamtergebnis der Fi- 
nalabrechnung können zur Zeit zuverlässige 
Angaben noch nicht gemacht werden. Die 
Deutsche Revisions- und Treuhand -AG hat 
bisher erst einen Teil der ihr vorgelegten Ab- 
rechnungenprüfenkönnen. Dabei hat sich ge- 
zeigt, daß die von den Fabriken selbst festge- 
stellten Abrechnungsbeträge vielfach eine er- 
hebliche Änderung erfahren müssen. 

Zu Ziffer 6: 

Die Beantwortung ist bereits im Zusammen- 
hang mit Frage 4 erfolgt. 

Zu Ziffer 7 a: 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann 
das Ergebnis der Finalabrechnung für die 
Margarinefabriken in keinem Falle ein Hin- 
dernis für die Durchführung der Rapsbeimi- 
schung sein. 

Zu Ziffer 7 b: 

Nach den geltenden preisrechtlichen Bestim- 
mungen könnte die Margarineindustrie Er- 
höhungen ihrer Gestehungskosten, die sich 
aus der Beimischungspflicht ergeben könnten, 
auf den Verbraucherpreis abwälzen. Die 
5 %ige Rübölbeimischung spielt jedoch, auch 
nach Auffassung der Margarineindustrie 
selbst, bei der Kalkulation des Margarineprei- 
ses eine so untergeordnete Rolle, daß sie zu 
einer fühlbaren Erhöhung des Verbraucher- 
preises nicht führen kann. Diese wird im 
übrigen auch schon durch den scharfen Wett- 
bewerb zwischen den Fabriken verhindert. 


Zu Ziffer 7 c: 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der 
Margarineindustrie die Rapsölbeimisdiung 
zugemutet werden kann und daß für sie eine 
Existenzgefährdung dadurch nicht eintritt. 

Zu Ziffer 7 d: 

Die Mißstände des Zugabe- und Reklamewe- 
sens werden auch von der Margarine-Indu- 
strie selbst anerkannt. Sie bereitet deswegen 
die Vereinbarung einer Wettbewerbsordnung 
vor, die die hervorgetretenen Auswüchse ver- 
bietet. Die Vereinbarung wird von mir ge- 
fördert. Es bestehen jedoch angesichts der 
noch geltenden Kartellisierungsvorschriften 
der Alliierten rechtliche Schwierigkeiten. 

Zu Ziffer 7 e; 

Beträge, die aus der Finalabrechnung an den 
Bund zurückfließen, müssen nach den gelten- 
den haushaltsrechtlichen Bestimmungen als 
nachträgliche Minderung der früher zu viel 
geleisteten Subventionszahlungen dem Bun- 
deshaushalt wieder zugeführt, d. h. verein- 
nahmt werden. Sie stehen daher für eine Ver- 
billigungsaktion im Rahmen der Beimischung 
nicht zur Verfügung. 

Zu Ziffer 8: 

In der Verordnung M Nr. 1/53 über Preise 
für inländischen Raps und Rübsen ist ein Er- 
zeugerpreis von 750, — DM je 1000 kg in- 
ländischen Raps und Rübsen mit einem 
Wassergehalt von 10% festgesetzt. Diese 
Verordnung ist ohne Zeitbegrenzung erlas- 
sen. Um zu gewährleisten, daß auch clie dies- 
jährige Ernte zu diesem Preis wieder aufge- 
nommen werden kann, wird die Verordnung 
über die Beimischung inländischen Rüböls, 
die auf ein Jahr, d. h. also bis zum 28. Fe- 
bruar 1954 begrenzt war, bis zum 31. Juli 
1954 verlängert. Die Bundesregierung hat be- 
reits eine entsprechende Verordnung verab- 
schiedet. Der Bundesrat hat dieser bereits in 
seiner Sitzung vom 31. Juli 1953 zugestimmt. 
Ihre Verkündung wird in Kürze erfolgen. 

Dr. Niklas 
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